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Als wir das Ziel aus den Augen verloren, 
verdoppelten wir die Zahl der Beauftragten – 
oder etwa doch nicht?

Zum strategischen Aktivismus der Ampelkoalition

Michael Koß

In jüngster Zeit haben die Beauftragten der Bundesregierung1 zunehmende Auf-
merksamkeit auf  sich gezogen, auch die des Verfassers dieses Beitrags (Koß 2022).2 
Grund für dieses Interesse war vor allem der sprunghafte Anstieg der Zahl der Be-
auftragten, der sich im letzten Jahr fortsetzte. Hatte die Bundesregierung Mitte 2021 
noch 28 Beauftragte eingesetzt, so stieg diese Zahl seit Übernahme der Regierungs-
geschäft durch die Ampelkoalition auf  453. Wie lässt sich dieser Anstieg erklären? 
Wie erfolgversprechend ist es, immer mehr Regierungsvorhaben an Beauftragte zu 
delegieren? Lassen sich Bedingungen für den Erfolg oder Misserfolg dieser Strate-

erste Hinweise liefern. Um es vorwegzunehmen: Dieses Unterfangen läuft wie so oft 
in sozialwissenschaftlichen Analysen auf  ein „sowohl-als-auch“ hinaus. Insbesondere 
diejenigen Beauftragten der Bundesregierung mit einem eindeutig umrissenen, ihre 
jeweiligen Kabinettsmitglieder unterstützenden Auftrag sowie einschlägiger Vorer-
fahrung und institutionellem Prestige jenseits des Beauftragtenamtes lassen durchaus 
auf  strategisches Handeln der Bundesregierung in Zeiten der Polykrise schließen. Je 
mehr dieser Bedingungen allerdings fehlen, desto eher handelt es sich um Beispiele 
für Aktivismus im Regierungshandeln. Da beide Muster – Strategie und Aktivismus – 

Anzeichen für einen „strategischen Aktivismus“ der Bundesregierung interpretieren. 

Prof. Dr. Michael Koß 
Professur für das politische System Deutschlands und der EU,  
Leuphana Universität Lüneburg
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„Kriegstüchtigkeit“ als neues Paradigma deutscher 
Verteidigungspolitik?

Johannes Varwick

Wir leben in einer Ära der Gewalt in den internationalen Beziehungen – inwieweit 
das neu ist, darüber lässt sich streiten: Jedenfalls gibt es zu Beginn des Jahres 2024 

den Fugen“; ein Jahrzehnt später muss man 2024 wohl eher sagen: Die Welt steht 
-

-
putsch in Niger war der sechste Staatsstreich in der Sahelzone seit 2020, betrof-

 

-
-

-
-
-

eingetreten, die so gut wie alle sicherheitspolitischen Gewissheiten der vergangenen 
Jahre auf  den Kopf  stellt. 

Prof. Dr. Johannes Varwick 
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„The new normal“: Warum die Republikanische 
Partei Trumps Partei bleibt, obwohl er 2020 
verloren hat

Jakob Wiedekind

Die Vorwahlergebnisse haben im Frühling des Wahljahres unterstrichen, was nicht 
erst seit den gewaltvollen Versuchen eine demokratische Wahl im Januar 2021 zu 
kippen, feststeht. Die Republikanische Partei ist nahezu gänzlich Trumps Partei. Ein 
Mann, der seine letzte politische Herausforderin Nikki Haley aus der eigenen Partei 
als „Birdbrain“ verunglimpfte und erkennbar das Ziel verfolgt, seine eigene Macht in 
den USA auf  autokratische Weise auszubauen, wurde erneut Präsidentschaftskandi-

Während im amerikanischen politischen System vieles besonders ist, so ist es auch 
dort äußerst ungewöhnlich, dass ein geschlagener Kandidat ohne wirklichen Wider-
stand von der eigenen Partei vier Jahre später erneut aufgestellt wird. Dass ein amtie-
render US-Präsident eine Wahl verliert und danach erneut Kandidat der gleichen Par-
tei wird, kam in den USA nur Ende des 19. Jahrhunderts mit Grover Cleveland vor. 
Wir erleben in den USA also eine absolute Seltenheit, die gewissermaßen Bände über 
den Zustand der amerikanischen Demokratie spricht. Es scheint “the new  normal” 
zu sein, dass Trumps Kontrolle über die Republikanische Partei, wie auch über seine 
von Ängsten vor sozialem Statusverlust geprägte und prädominant weiße sowie evan-
gelikale Wähler schaft, unangefochten ist.1

Der Beitrag argumentiert, dass drei zusammenwirkende Faktoren entscheidend 
sind: Die affektive Polarisierung, die Verlockung rechtspopulistischer Botschaften 
in einem fragmentierten Mediensystem und die Triebfedern von Radikalisierung in 
einem dysfunktionalen politischen System. Zusammengenommen liefern diese drei 
Faktoren eine plausible Erklärung dafür, warum Trumps Vormachtstellung auch von 

Dr. Jakob Wiedekind 
ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Politikwissenschaft der  
Leibniz Universität Hannover und Postdoktorand am Lehrstuhl für  
Internationale Beziehungen. 

Aktuelle Analyse
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Sind Subventionen sinnvoll?

Roland Sturm

1. Subventionen sind akzeptiert

Subventionen sind selten Gegenstand öffentlicher 
Kontroversen. Wie eine der wenigen politikwissen-
schaftlichen Untersuchungen zu diesem Thema 
treffend feststellte: „Dort wo Subventionspolitik 
als Subventionspolitik thematisiert wird, kann über 

-
den. Dort dagegen, wo die konkreten subventions-
politischen Entscheidungen fallen, wird tunlichst 
vermieden – so weit dies möglich ist – Subventions-
entscheidungen als Subventionspolitik zu dekla-
rieren.“1  Es herrschen Euphemismen vor, wie 
Finanzhilfen, Investitionszuschüsse oder Mittel-
standsförderung. Ein „umfassender Subventions-
abbau“2 wird zwar regelmäßig gefordert, hat aber 
noch nie stattgefunden. Auch im Koalitionsvertrag 
der Ampel-Regierung heißt es in diesem Sinne:  
„Wir wollen zusätzliche Haushaltsspielräume da-

unwirksame und umwelt- und klimaschädliche Sub-
ventionen und Ausgaben abbauen.“3

Subventionen sind staatliche Leistungen 
zugunsten von einzelnen oder Gruppen von  
Marktteilnehmern. Anders als Sozialleistungen die-
nen sie nicht dazu, Fehlentwicklungen des Marktes, 
zum Beispiel bei der Sicherung von Standards unter 

anderem bei Krankheit oder Arbeitslosigkeit, abzu-
federn. Subventionen sind Versuche, die Wirtschaft 
nach politischen Vorgaben zu lenken. Wenn Sub-
ventionen gewährt werden, ist dies eine politische 
Entscheidung. Die politische Entscheidung betrifft 
den Zeitpunkt, den Zeitraum und den Umfang einer 
Subvention. Sie schafft den Subventionsempfängern 
im Wettbewerb mit anderen Wirtschaftsteilnehmern 
einen Vorteil. Das heißt, Subventionen verzerren 
den Wirtschaftswettbewerb und sind theoretisch 
mit der Logik des Marktes, sofern diese auf  dem  
Gedanken der vollständigen Konkurrenz beruht, 
nicht vereinbar.

Deutschland ist Teil des europäischen  
Binnenmarktes. Für diesen gilt Artikel 107, Satz 1, 
des Lissabon-Vertrages von 2009 (Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, AEUV). 
Dieser lautet: „Soweit in den Verträgen nicht etwas 
anderes bestimmt ist, sind staatliche oder aus staat-
lichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher 
Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unter-
nehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb 
verfälschen oder zu verfälschen drohen, mit dem 
Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel 
zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen.“ Letzteres 
ist faktisch so gut wie immer der Fall. Artikel 108,  
Absatz 1 (AEUV), beauftragt die Europäische 
Kommission mit der Subventionskontrolle.

Prof. i. R. Dr. Roland Sturm
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg
Institut für Politische Wissenschaft und GWP-Herausgeber
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Der Versuch einer globalen Plastikwende – 
der Entstehungsprozess des UN Plastic Treaty

Henning Wilts, Giacomo Sebis und Marleen Bickenbach

Zusammenfassung
Die zunehmende Verschmutzung der Umwelt durch Kunststoffabfälle führt zu dramatischen 
ökologischen Problemen und Gefahren für die menschliche Gesundheit – und dies auf  global-
er Ebene. Vor diesem Hintergrund verhandelt die Weltgemeinschaft gerade einen globalen 
Plastikvertrag. Im November 2023 fand die dritte Verhandlungsrunde in Nairobi statt und die 
Ergebnisse zeigen die fundamental unterschiedlichen Herangehensweisen verschiedener Staat-
en: Die entstehenden Schäden reparieren oder zukünftige Risiken minimieren.

1. Einleitung, Struktur und Fragestellungen

Angesichts einer sich immer deutlicher abzeichnenden Katastrophe durch die globa-
le Verschmutzung mit Plastikabfällen haben die Vereinten Nationen einen in dieser 
Form einzigartigen Prozess zur Entwicklung eines Abkommens zur Beendigung der 
Plastikverschmutzung gestartet. Hier zeichnet sich zur Halbzeit dieses Verhandlungs-
prozesses ab, dass sich die Staatengemeinschaft in der Notwendigkeit drastischer 
Maßnahmen durchaus einig ist – bei den geeigneten Ansatzpunkten aber sehr unter-
schiedliche Sichtweisen herrschen. Mit Blick auf  die faktische Notwendigkeit einer 

gilt es daher, diese unterschiedlichen Positionen und ihre Begründungen nachvollzie-
hen zu können, um daraus Vorschläge für die Gestaltung des weiteren Verhandlungs-
prozesses ableiten zu können.

Fachaufsatz
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156 Henning Wilts, Giacomo Sebis, Marleen Bickenbach

Ziel dieses Beitrags ist es, zum einen nochmals die Dimension der Herausforde-
rung zu verdeutlichen. Mit Blick auf  die Herstellung und Nutzung steht die Weltge-
sellschaft vor einem Dilemma:

Es geht weder ganz ohne Kunststoff, noch wäre eine Fortführung unse-
res heutigen Umgangs mit Plastik ökologisch tragbar und sozial akzeptabel,  
Kapitel 2 fasst hierzu den Status Quo und insbesondere die trotz der großen öf-
fentlichen Aufmerksamkeit für das Thema dramatischen Prognosen zusammen.  
Kapitel 3 bis 6 geben dann einen Überblick über den Verhandlungsprozess und den 
dort gewählten Ansatz, erstmals in der Menschheitsgeschichte einen so komplexen 
Stoffstrom wie Kunststoff  umfassend steuern zu wollen. In Kapitel 7 werden dann 
die Positionen ausgewählter Ländergruppen dargestellt, die hier wie angedeutet – aus 
ganz unterschiedlichen Gründen – stark voneinander abweichen: Einerseits fokus-
siert auf  klassischen, nachsorgenden Umweltschutz; andererseits mit dem Ziel einer 
lebenszyklusweiten Optimierung des Gesamtsystems Kunststoff. Das abschließende  
Kapitel 8 zieht daraus erste Schlussfolgerungen sowohl für Erfolgsfaktoren eines 
ausreichend ambitionierten Vertragswerks als auch mit Blick auf  den weiteren For-
schungsbedarf. Die hier dargestellten Analysen beruhen auf  der Teilnahme des Wup-
pertal Instituts als akkreditierter Beobachter am Verhandlungsprozess, der Auswer-
tung der zahlreichen Hintergrunddokumente und verschiedener vor Ort geführter 
Hintergrundgespräche. Auch wenn die Veröffentlichung des Abschlussdokuments 
erst für 2025 angekündigt wurde, ergeben sich schon jetzt spannende Einsichten, die  
über das konkrete Thema Kunststoff  hinaus von Relevanz sein könnten.

2  Ausmaß der globalen Plastikverschmutzung

Fakt ist, dass die aktuellen Produktions- und Nutzungsmuster von Plastik zu mas-
siven Umweltverschmutzungen führen, deren langfristige Konsequenzen erst 
nach und nach klar werden. Analysen der OECD haben gezeigt, dass jährlich  
ca. 22 Mio. Tonnen Plastikabfälle unkontrolliert in der Umwelt landen und dort vor 
allem maritime Ökosysteme belasten. Dennoch hat sich die weltweite Plastikpro-
duktion in den letzten zwanzig Jahren verdoppelt und selbst optimistische Szenari-
en gehen von einer weiteren Verdopplung bis 2050 aus. Dabei werden aktuell nur 
ca. 10% der Plastikabfälle recycelt, die restlichen 90% der Abfälle werden entweder 
verbrannt oder landen überwiegend auf  Mülldeponien, von denen sie dann häu-

der überwiegende Anteil an Einträgen von Plastikabfällen in Flüsse und Meere auf 
nur wenige Länder zurückzuführen, insbesondere südostasiatische Schwellenländer, 
in denen es noch keine ausreichend regulierten Mülldeponien gibt. Wer hier jedoch 
die Verantwortung allein bei diesen Ländern sucht, verkennt unter anderem die Di-
mensionen des internationalen Handels mit Plastikabfällen. Der Müllexport hängt 

-
bei zeigt das Beispiel Deutschland, dass selbst wenn Plastikabfälle einem geordne-
ten Recycling zugeführt werden, viele dieser Produkte faktisch nicht sinnvoll recycelt 
werden können: Sogenannte Multilayer-Verpackungen bestehen aus einer Vielzahl 



Antisemitismus in den Vorstellungen von 
Politiklehrkräften – Antisemitismuskritischer 
Politikunterricht braucht antisemitismuskritische 
Lehrkräfte

Christoph Wolf

Zusammenfassung
Auf  Grundlage einer qualitativen Interviewstudie wird untersucht, welche Vorstellungen 
Politiklehrkräfte von Antisemitismus haben. Dabei zeigen sich vereinzelt Fragmente von 
israelbezogenem und schuldabwehrendem Antisemitismus sowie unterschiedliche Formen 
von Externalisierung. Daran anknüpfend werden Empfehlungen für eine mündigkeitsorien-
tierte und antisemitismuskritische Aus- und Weiterbildung diskutiert. 

Einleitung

Am 7. Oktober 2023 verübte die Hamas einen brutalen Terroranschlag, bei dem 
über 1300 Menschen ermordet wurden. Dabei handelte es sich um das größte anti-
semitische Massaker seit dem Holocaust, in dessen Folge es auch zu einem extre-
men Anstieg antisemitischer Straftaten in Deutschland kam. Laut RIAS, der Recher-
che und Informationsstelle Antisemitismus, ließen sich ich in den ersten „34 Tagen 
seit Kriegsbeginn 29 antisemitische Vorfälle pro Tag in Deutschland“ dokumentieren 
(RIAS 2023: 4). 2022 waren es im Jahresdurchschnitt ungefähr sieben Vorfälle pro 
Tag. Der Alltag und das alltägliche Erleben von Jüdinnen*Juden hat sich damit mas-
siv verändert (ebd.). 

Vor diesem Hintergrund wird die Frage, was gegen Antisemitismus unternom-
men werden kann, aktuell umso dringlicher diskutiert. Konsens besteht darüber, 

Prof. Dr. Christoph Wolf  
Soziale Arbeit im Dualen Studium, IU Internationale Hochschule, 
Campus Hannover.
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168 Christoph Wolf

dass ein Zusammenspiel aus Prävention, Intervention und Repression zielführend ist 
(Salzborn/Kurth 2019). Bildungsmaßnahmen können in dieser idealtypischen Unter-
teilung auf  der Ebene der Prävention verortet werden.1 Die Schule steht hierbei be-
sonders im Fokus. Neben der Tatsache, dass Schüler*innen bedingt durch die Schul-

Perspektive damit auch die Erwartung einher, dass sich bei Jugendlichen noch kei-
ne geschlossenen, antisemitischen Weltbilder verfestigt haben und Bildungsangebote 
entsprechend präventiv wirksam werden (Schäuble/Scherr 2007). 

Bei der Bekämpfung von Antisemitismus wird der politischen Bildung eine be-
sondere Bedeutung beigemessen. Ihr kommt grundsätzlich die Aufgabe zu, Schü-
ler*innen dazu zu befähigen, sich als mündige Bürger*innen an der demokratischen 
Ausgestaltung der Gesellschaft zu beteiligen (Lange 2008). Antisemitismus als men-
schenfeindliche Ideologie ist daher auch unabhängig von tagespolitischen Ereignissen 
ein Thema der Politischen Bildung. Gleichzeitig ist der Politikunterricht durch seinen 
Gegenwartsbezug dazu prädestiniert, aktuelle Erscheinungen und Vorfälle von Anti-
semitismus aufzugreifen, so auch die Ereignisse seit dem 7. Oktober 2023. Spätestens 
hier sollte hinterfragt werden, wie die Lehrkräfte selbst auf  das Thema Antisemitis-
mus blicken. Antisemitismus spielt in der Aus- und Weiterbildung der Politiklehrkräf-
te eine untergeordnete Rolle, sich damit auseinanderzusetzen hängt in erster Linie 
von der Eigeninitiative der Lehrkraft ab (Wolf  2023). Dennoch müssen Lehrkräfte 
– gerade auch in angespannten Situationen wie während des Gaza-Krieges 2023/24 
– in der Lage sein, Antisemitismus als gesellschaftliches Phänomen zu erkennen und 
zu durchdringen. Andernfalls besteht die Gefahr, dass Antisemitismus oder anti-
semitische Vorfälle im Politikunterricht und in der Schule unzureichend thematisiert 
und aufgearbeitet werden. Es entsteht das akute Risiko, dass antisemitische Narrative 
übersehen, rationalisiert oder gar reproduziert und jüdische Schüler*innen nicht an-
gemessen geschützt werden. 

Daher soll im folgenden Aufsatz auf  Grundlage einer qualitativ-empirischen Interviewstudie 
mit Politiklehrkräften der Frage nachgegangen werden, was Politiklehrkräfte unter Antisemitismus 
verstehen und welche Erfahrungen sie mit dem Thema in der Schule und im Fachunterricht ge-
macht haben. Die Erhebung der Daten fand einige Jahre vor dem 7. Oktober 2023 
statt, dennoch lassen sich die Erkenntnisse auf  das Jahr 2024 übertragen. 

Theoretischer Rahmen und Methodik

Ziel der Studie war die Analyse der subjektiven Vorstellungen und Erfahrungen 
von Politiklehrkräften zum Thema Antisemitismus. Grundlegend ist hierfür Dirk  
Langes Konzept des Bürgerbewusstseins, das als die „Gesamtheit der menta-

 
(Lange 2008: 433). Unter Vorstellungen sind Gedanken zu einem Thema oder  
Phänomen zu verstehen, die sich in der Interaktion und Auseinandersetzung mit 
der Umwelt herausbilden, Orientierung bieten und damit subjektiv sinnstiftend sind 
(Kattmann 2005: 166). Damit fungieren Vorstellungen als eine Art Filter, der Ein-

-



Mythos Adam Smith1

Sebastian Thieme

Zusammenfassung: Adam Smith gilt vielen Fachleuten ‚der‘ Ökonomik als Be-
gründer ihrer Disziplin. Doch sein Werk ist komplex und lässt Raum für Interpreta-
tionen. Dort setzt der vorliegende Beitrag an. Es wird die Ambivalenz des Denkens 
von Adam Smith sowie die Ambivalenz im Umgang mit ihm thematisiert. Dazu wird 

Narrativen eingewoben sein kann. Der ambivalente Umgang mit Adam Smith gibt 
am Ende des Beitrags einen Anlass, um kritisch auf  die Bedeutung der ökonomi-
schen Ideengeschichte in der modernen Ökonomik zu blicken.

Der Name Adam Smith wird heute wohl vor allem an das berühmte Steck-
nadelbeispiel für die Effekte der Arbeitsteilung oder an die „unsichtbare Hand“ 
(des Marktes) denken lassen. Vielen Fachleuten der Ökonomik dürfte der 1723 ge-
borene schottische Moralphilosoph zumindest als Gründungsvater ihrer Disziplin 
bekannt sein. Smiths Schaffen umfasst den populären Wealth of  Nations (Wohlstand 
der Nationen) und die Theory of  Moral Sentiments (Theorie der ethischen Gefühle), 
aber auch „Essays über philosophische Gegenstände“ und die Vorlesungen über 
Rhetorik und Jurisprudenz. Smiths Texte sind vielschichtig und können auch heute 
noch mit Gewinn gelesen werden. Doch wer das tut, wird eine gewisse Ambivalenz 
entdecken, die Smith einerseits als Kritiker von heute als wirtschaftsliberal und wirt-
schaftstheoretisch sehr eng gefasst erscheinenden Perspektiven auftreten lässt, ihn 
aber andererseits ebenso für eine marktfundamentalistische Vereinnahmung offen-
hält. Deshalb verwundert es nicht, dass Smith missverstanden, verklärt und einseitig 
vereinnahmt werden konnte.

Dr. Sebastian Thieme
promovierter Volkswirt, seit 2023 wissenschaftlicher Referent (Ökonomie) 
an der Katholischen Sozialakademie Österreichs
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Mythos „unsichtbare Hand“

Ein Problem im Umgang mit Adam Smith besteht in der Frage, inwiefern der  
Wealth of  Nations, der 1776 in London erschien, unter Berücksichtigung der Theory 
of  Moral Sentiments, die erstmals bereits 1759 publiziert wurde, gelesen werden müs-
se. Damit ist das sogenannte Adam-Smith-Problem gemeint. Aus einer ideenge-
schichtlichen Perspektive legt es eigentlich bereits die Chronologie der Entstehung 
und Publikation nahe, beide Bücher im Zusammenhang zu lesen. Auch Gerhard 
Streminger plädiert in seiner Smith-Biographie (2017) dafür. Das zu tun, hat dann 
zur Konsequenz, das von Adam Smith thematisierte Eigeninteresse im Wealth of   
Nations im Lichte der Theory of  Moral Sentiments als aufgeklärtes Eigeninteresse zu lesen. 
Mit dem aufgeklärten Eigeninteresse ist gemeint, dass es den Menschen durchaus um 
das eigene Wohlergehen geht, dieses Interesse um sich selbst aber in den sozialen 
Kontext gestellt ist und von anderen Menschen, den Sozialbeziehungen, den mora-
lischen Vorstellungen und dem eigenen Gewissen abhängt. Bei Adam Smith gibt es 
dazu mindestens zwei Momente, die in der Literatur thematisiert werden: Erstens die 
„sympathy“ bzw. das, was heute Empathie genannt wird, und zweitens den Wunsch 
nach Liebenswürdigkeit, der die Menschen die Rolle eines unparteiischen Beobach-
ters einnehmen lässt.

Die „sympathy“ steht für die „Anteilnahme an der Situation anderer“  
(Streminger 2017: 67), d.h. dass der handelnde Mensch nur jene Dinge tut, die er 
selbst an Stelle anderer in ähnlicher Situation als „angemessen“ einschätzen, billigen 

Dabei ist für Smith vor allem der Gerechtigkeitssinn (bzw. das „Vergeltungsgefühl“) 
von zentraler Bedeutung. Dieser richtet sich nicht nur gegen andere, sondern auch 
gegen sich selbst und sorgt in diesem Sinne für Gewissensbisse, falls ein Mensch ungerecht 
handelt (Streminger 2017: 71). Mit dem zweiten Moment, der Liebenswürdigkeit, ver-
bindet sich die Frage, ob ein Mensch „zu Recht Gegenstand der Zustimmung und 
Zuneigung anderer“ (Streminger 2017: 76-77) ist. Diese Frage ließe sich nicht durch 
Parteilichkeit beantworten, sondern Liebenswürdigkeit komme einem ‚gerechten‘ 
Menschen zu, der unparteilich ‚das Richtige‘ erkennt: „Erst mithilfe einer solch ob-
jektiven Betrachtungsweise […], die uns und unsere Interessen auf  die gleiche Ebene 
mit anderen stellt, können wir letztendlich erkennen, was richtig ist und was nicht, 

-
lich sei es der Wunsch, nicht einfach nur von anderen wertgeschätzt zu werden, son-
dern der Liebe der anderen auch wert zu sein, der die Menschen die Position des 
neutralen Beobachters einnehmen lässt (Streminger 2017: 78). Dieser bewusst be-
zogenen neutralen Perspektive mag etwas Ungeselliges anhaften, gleichzeitig wird 
sich bei moralisch handelnden Menschen erst dann ein wirkliches Glücksgefühl ein-
stellen, wenn sie davon überzeugt sind, dass ihr Verhalten auch tatsächlich der Liebe 
der anderen wert ist. Knapp auf  den Punkt gebracht heißt es dazu bei Streminger  
(2017: 78): „Moralische Menschen bemühen sich um Unparteilichkeit und Fairness, 
und das Motiv, sich so zu verhalten, ist der natürliche Wunsch, liebenswert zu sein.“
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30 Jahre UN-Klimaverhandlungen – 
30 Jahre nur geredet? 

Narrative prägen schon immer die internationale Klimapolitik der 
Vereinten Nationen, so auch die Konferenz 2023 in Dubai

Achim Brunnengräber

Zusammenfassung
Über die internationalen Klimaverhandlungen der UN in den letzten 30 Jahren lässt sich ein 
roter Faden ziehen: sie waren schon immer geprägt von Narrativen, Hoffnungen und starken 
Worten. Zum Ende jeder Konferenz wurde der „historische Durchbruch“ verkündet; so auch 
bei der Klimakonferenz Ende 2023 im Ölparadies Dubai. Diesmal wurde die „Abkehr“ vom 
Fossilismus gefeiert. Aber tragen solche Narrative auch zur Reduktion der Treibhausgase bei? 
Eine kleine ‚Diskursgeschichte‘ von 1994 bis 2024 soll zeigen, warum die Klimakonferenzen 
getriebene des kapitalistischen Gesellschafts- und Wachstumsmodells sind und nicht der Im-
pulsgeber für die erforderliche sozial-ökologische Transformation.

Einleitung

Verwundert oder irritiert war niemand darüber, dass sich 200 Staaten bei der  
Klimakonferenz 2023 in Dubai/Vereinigte Arabische Emirate (VAE), auf  eine  
„Abkehr von der fossilen Energie“ verständigt haben. Im Gegenteil: Von einer  
„exzellenten Klimadiplomatie“ sprach die Ampelkoalition aus SPD, Bündnis90/
Die Grünen und FDP. Und das, obwohl bei der 28. internationalen Klimakonferenz 
(Conference of  the Parties, COP 28) nur die „Abkehr“ (transitioning away from fossil fuels) 
und nicht der „Ausstieg“ (fossil fuel phase-out) ins Abschlussdokument aufgenommen 
wurde. Verwunderung hätte es in Dubai aber darüber geben können, dass – wenn 
auch mit anderen Worten – nur das wiederholt wurde, was bereits in der Klimarah-
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menkonvention, die 1994 in Kraft trat, die Kernbotschaft war. Dort wurde bereits als 
Ziel die „Verringerung oder Verhinderung anthropogener Emissionen […] in allen 
wichtigen Bereichen namentlich Energie, Verkehr, Industrie, Landwirtschaft, Forst-
wirtschaft und Abfallwirtschaft“ genannt (United Nations Framework Convention on  
Climate Change, UNFCCC, Art. 4). Vor allem die erdölproduzierenden Länder aber 
auch viele Industrieländer sorgten damals dafür, dass „fossile Brennstoffe“ in der 
Konvention nur dann Erwähnung fanden, wenn zugleich auch deren Notwendigkeit 
und Nutzen betont wurde. Das war 30 Jahre später in Dubai nicht anders.

Im Übrigen wurde die Dekarbonisierung der Weltwirtschaft bereits beim  
G7-Gipfel 2015 in Elmau überschwänglich gefeiert. Nun ist dieser unverbindli-
che Begriff  in abgeschwächter Form als „Abkehr“ auch in der internationalen Kli-
madiplomatie angekommen. Insofern kann die COP 28 lediglich als (weiterer) dis-
kursiver Erfolg gefeiert werden, „der Beginn des Endes des fossilen Zeitalters“ 
(Germanwatch 2023) wurde dort mit Sicherheit nicht eingeleitet. Allein die vielen 
„Durchbrüche“ bei etlichen Klimakonferenzen lassen schon Zweifel aufkommen. 
Können Narrative wie „Abkehr“, „Negativemissionen“ oder „Klimaneutralität“ nicht 
auch als Formen von Greenwashing angesehen werden? Die Begriffe transportieren 
politische Botschaften und bestimmte Interessen, deren Zielrichtung erst auf  den 
zweiten Blick deutlich werden.2 Damit wird nicht in Frage gestellt, dass Narrative 
auch wirkmächtig werden und zum Klimaschutz beitragen können, aber viel öfter 
erweisen sie sich als maximal beschwichtigend oder verzögernd. Sie inszenieren den 
scheinbaren Erfolg und lenken vom eigentlichen Problem ab.3 Deshalb lohnt sich der 
genaue Blick auf  30 Jahre Klimadiplomatie und die Ergebnisse der COP28 in Dubai 
aus einer diskursgeschichtlichen Perspektive.

1. Das globale Klimanarrativ

Im Anthropozän oder der Epoche der Menschheit, wie das neue Erdzeitalter auch 
genannt wird, werden die komplexen Wechselverhältnisse zwischen Gesellschaft und 
Natur im Gesamtsystem Erde betrachtet. Unzweifelhaft ist dabei, dass der Mensch 
als planetare Gewalt (planetary force) das Klima verändert, den Verlust an biologi-
scher Vielfalt mit verursacht oder zum Waldsterben oder der Wüstenbildung bei-
trägt. Aus dieser Globalbetrachtung und der Vorstellung, dem Problem könne nur 
mit gemeinsamen globalen Anstrengungen begegnet werden, wird die Verantwor-
tung der Weltgemeinschaft und die Notwendigkeit internationaler Verhandlungen 
abgeleitet, wie sie bei den UN-Klimakonferenzen regelmäßig geführt werden. Das 
globale Klimanarrativ dient auch zur Begründung marktwirtschaftlicher Instrumen-
te wie des Emissionshandels, der im internationalen Maßstab noch nie und in der  
Europäischen Union erst spät und unzureichend funktioniert hat. Dafür sorg-

 
Preisentwicklung oder die soziale Ungerechtigkeit, die im Handelssystem ange-
legt sind. In Deutschland ist das Bau- und Verkehrswesen davon ausgenommen.4 
Der Ausstoß von Emissionen stagniert dort auf  hohem Niveau (New Climate  
Institute 2023, Expertenrat für Klimafragen 2023).



Das Bürgergeld

Edmund Budrich

Seit Beginn des Jahres 2023 ist das Bürgergeldgesetz in Kraft. Um dieses wurde vor 
seiner Einführung und wird danach bis heute – Tag der Drucklegung dieser Ausgabe 
von GWP – heftig gestritten.

Wer streitet und worum?

Die Reforminitiative kommt von der regierenden Ampel-Koalition. Unterstützt wird 
sie generell aus der linken Richtung, aber auch von Verbänden wie dem Sozialver-
band VdK und von Wissenschaftlern. Die Angriffe kommen von der Opposition, 
also der Union, von einzelnen Bundesländern und von Kreisen der Wirtschaft.

Gestritten wird um die Auswirkungen der Reform auf  Großfragen wie Arbeits-
losigkeit, Arbeitskräftemangel, Wirtschaftsentwicklung und um die Kosten.

Der Streit entzündet sich aber nicht an Gesamtbewertungen, sondern er geht auf  
einzelne Regelungen des Gesetzes ein. Und an dieser Stelle wird deutlich, dass es bei 
der Reform um die Menschen geht.

Was ist das Bürgergeld?

Das Bürgergeld ist rechtlich eine Zusammenfassung von Arbeitslosengeld und  
Sozialunterstützung. Diese Leistungen des Staates erhält jemand, der zum Beispiel 
seine Arbeit verloren hat und daraufhin keine ausreichenden Mittel für seinen und 
seiner Familie Lebensunterhalt mehr hat.

Das Sozialstaatsgebot des Artikel 20 Absatz 1 GG erteilt dem Gesetzgeber den 
Auftrag, ein menschenwürdiges Existenzminimum tatsächlich zu sichern. Wie und 

Edmund Budrich
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„Wirtschaftsordnungen“ – Ein Schlüsselkonzept 
zur Verknüpfung von sozialwissenschaftlicher 
Bildung und „Bildung für nachhaltige 
Entwicklung“ (BNE)

Christian Fischer

1. Die Suche nach Verknüpfungen

Sozialwissenschaftliche Bildung steht vor der Aufgabe, Schnittstellen zur Konzep-

-

zugleich die Frage an, wie sich verbindende Konzepte, sobald sie gefunden wurden, in 
-

-
-
-
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-

-
wie 

-

2. „Wirtschaftsordnungen“ als verbindendes Schlüsselkonzept  

-

-
-

 –
halten?

 –
sichern?

 –

-
-

-

-
-
 

 –

-



Didaktik der „Friedensbildung“ im Kontext der 
Zeitenwende

Befunde – Herausforderungen – Perspektiven

Gabriele Danninger

1. Einleitung

„Noch lange kein Frieden“, so lautet der Titel des Friedensgutachtens 2023 und 
es wird konstatiert, dass Krieg sowohl in Europa als auch in vielen Weltregio-
nen das vergangene Jahr wesentlich bestimmt hat. Im öffentlichen Diskurs kann 

 

-

-

sich als umfangreiches, heterogenes Lernfeld, welches grundlegende Anforderungen 
an das politische Lernen im 21. Jahrhundert im Hinblick auf  den politischen Kompe-

-
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-
dens- und Sicherheitsordnung ist von dieser Entwicklung sowie dem Spannungsfeld 

-

-

-
schen Friedensforschung verankert sind und stellt neue Herausforderungen an die 

als Umbruch sowie die Kontextualisierung der Didaktik der „Friedensbildung“ im 

-

-
-

feldes „Friedensbildung“. 

2. Aspekte im politischen Diskurs der Zeitenwende und Relevanz 
für die Politikdidaktik

wird auf  den Wandel in der bisherigen Wirtschafts-, Außen-, Sicherheits- und  
-

den politikdidaktischen Diskurs wird in diesem Zusammenhang insbesondere die 

architektur relevant. 
-

derung des Epochenbewusstseins als komplex und vielschichtig verstanden. Hin-

-
-

ihre Rolle im geschichtlichen Denken „nicht im Geschehen selbst, sondern in seiner 



Über: Herfried Münkler (2023) Welt in Aufruhr. 
Die Ordnung der Mächte im 21. Jahrhundert

Klaus Brummer

Die von den USA nach dem Zweiten Weltkrieg etablierte liberale internationale Ord-
nung steht unter Stress. Zu den Herausforderern gehören Autokratien wie China und 
Russland. Auch innerhalb der Demokratien des „Westens“ wird die nicht zuletzt auf  
Regeln und multilateralen Institutionen beruhende Ordnung infrage gestellt, nicht 
zuletzt von Populisten. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, in welche Rich-
tung(en) sich die gegenwärtige internationale Ordnung entwickeln könnte und wel-
che Akteure hierfür prägend sein werden. Das neueste Werk von Herfried Münkler, 
emeritierter Professor für Politikwissenschaft an der Humboldt-Universität zu Berlin, 
geht diesen Fragen nach.

Die Grundthese des Bandes lautet: „Wir haben es…mit einem Wandel der Welt-
ordnung zu tun, wie er eigentlich immer wieder stattgefunden hat“ (16). Das ist als 
Gegenposition zu verstehen gegen eine vermeintlich unerwartete und inhärent ne-
gative „Unordnung“ wie sie laut Münkler gegenwärtig wiederholt diagnostiziert wer-

banalisieren. Münkler betitelt sein Buch nicht von ungefähr mit „Welt in Aufruhr“, 
womit er eine Übergangsphase zwischen unterschiedlichen Konstellationen interna-
tionaler Ordnungen meint. Laut Münkler bedeutet der Übergang zu etwas Neuem 

es sein ausdrückliches Ziel, einen „Blick in die Geschichte“ zu werfen, um auf  diese 
Weise „Ähnlichkeiten und Differenzen zwischen Gegenwart und Vergangenheit“ zu 
beobachten und dadurch „Zukünftiges zu antizipieren“ (20) und ganz grundsätzlich 
„Urteilskraft“ (21) zu entwickeln. Die der Einleitung folgenden sechs Kapitel setzen 
dieses Ziel in die Tat um.

Prof. Dr. Klaus Brummer 
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